
Einleitung.

8 i.
Tatsächliches. Das Gutachten des Herrn Professor vr. Pözl in München.

Es ist allgemein bekannt, daß schon seit vielen Jahren von
den reichsgräflichBentinck'schcn Agnaten ein Succcssionsstreit
gegen den dcrmaligen Besitzer des sog. Aldenburg - Bcntinck-
schen Fideicommisses,von welchem die freie Herrschaft Kip¬
hausen einen Theil bildet, betrieben wird, welcher noch immer
nicht — gegen den übereinstimmenden Wunsch und die Interessen
aller streitenden Theile — eine endliche Erledigung hat finden
können. Liegt doch dieser Rechtsstreit allein bei der Juristcn-
facultät zu Gießen schon seit sieben Jahren in der zweiten
Instanz, und harret der rechtlichen Entscheidung zur Zeit noch
immer vergebens!

Bis zum Jahre 134-1 war dcrBentinck'sche Succcssionsstreit
lediglich als ein eigentlicher Rechtsstreit zwischen dem Reichs-
grafcn Wilhelm Friedrich Christian Bentinck, als dem nächst
berechtigten Agnaten, gegen den dcrmaligen Besitzer, den Reichs¬
grafen Gustav Adolph Bentinck, der seinem Herrn Vater am
22. October 1835 in dem Besitze des gesammten sog. Aldenburg-
Bentinck'schen Fideicommissesgefolgt war, nach Maßgabe des
sog. Berliner Abkommens vom 8. Juni 1825, Art. VI. Abs. ä.,
an dem Oberappellationsgcrichtezu Oldenburg verhandelt, und
von diesem zum Spruche Rechtens in erster Instanz an die
Juristenfacultät zu Jena, sodann in zweiter Instanz an die
Juristenfacultät in Gießen versandt worden. Der Umstand,



daß das am 20. April 1842 publicirte Urtheil der Juristen-

facultät zu Jena zu Ungunsten des Klägers ausfiel, und die

Befürchtung, daß wohl auch das Urtheil in der zweiten In¬

stanz dieses Jenaer Urtheil bestätigen möchte, veranlasste die

'Bentinck'schen Agnaten einen anderen Weg auszusuchen und

einzuschlagen, auf welchem das Ziel, dessen Erreichung auf

gerichtlichem Wege bereits sehr zweifelhaft erscheinen mußte,

wenigstens theilweise, wo nicht vollständig, erreicht werden könnte.

Der Plan, welcher zu diesem BeHufe von den Bentinck'schen

Agnaten verfolgt wird, bestehet darin, die hohe deutsche Bun¬

desversammlung zu einem Ausspruche in dem Bentinck'schen

Successtonsstreite zu veranlassen, welcher entweder von den

Gerichten (beziehungsweise jetzt von der Juristenfacultät zu

Gießen) als maßgebend befolgt werden müßte, oder sogar auch

gegen die gerichtlichen Urthcilc in Wirksamkeit gesetzt werden

könnte. Wohl mochten die Bentinck'schen Agnaten sich selbst

nicht verhehlen, daß ein bei der hohen deutschen Bundesver¬

sammlung angebrachtes Gesuch, welches offen und unumwunden

ein solches Ansinnen aussprechen würde, keine Aussicht ans

Gewährung haben könnte, und zwar um so weniger, als die

hohe deutsche Bundesversammlung in dem Bundesbeschlusse

vom 24. Juli 1828 bereits ein derartiges Gesuch der Ben¬

tinck'schen Agnaten abgewiesen, und die Entscheidung des Suc-

cessionsstreites als vor das Oberappellationsgericht zu Olden¬

burg, als das compctente Gericht, gehörig erklärt hatte. Es

wurde daher vorerst der Weg eingeschlagen, die hohe deutsche

Bundesversammlung um eine Erklärung anzugehen, daß die

reichsgräflich Bentinck'sche Familie nach ihrer zur Zeit des

deutschen Reiches innegehabten Stellung zum hohen Adel

zu rechnen sei; es wurde insbesondere eine solche Erklärung zu

dem Bchuse erbeten, daß die Bentinck'schen Agnaten darin

mindestens „einen Trost" finden konnten, wenn der Proccß

vor den Gerichten zu Ungunsten des Klägers ausgehen sollte.*')

2) Denkschrift der Bentinck'sche» Agnaten an die hohe deutsche Bun¬
desversammlung. Berlin 184V, S. 48.



Kaum aber hatten die Bentinck'schen Agnaten durch den Bun-

dcsbeschluß vom 12. Juni 1845 von der Bundesversammlung

die Anerkennung des hohen Adels erlangt, so traten sie mit

ihrer eigentlichen Absicht offener hervor. Von hier an suchten

sie der Behauptung Eingang zu verschaffen, daß die hohe

deutsche Bundesversammlung durch den Bundesbeschluß vom

12. Juni 1845 bereits wirklich in der Successionssache selbst,

wenigstens in so weit zu ihren Gunsten erkannt habe, als es

sich um die freie Herrschaft KnipHausen handle. Es wurde

behauptet, daß mit diesem Bundesbeschlusse vom 12. Juni

1845 selbstverständlich auch die Regierungs - und Successions-

Unfähigkeit des gegenwärtigen Besitzers, weil er aus notori¬

scher Mißheirath abstamme, ausgesprochen setz es wurde daher

von Seiten-der Agnaten daraus gedrängt, den Bundesbeschluß

vom 12. Juni 1845 in diesem von ihnen demselben unter¬

stellten Sinne zum Vollzuge zu bringen, — und wirklich

gelang es denselben, zur Zeit der allgemeinen Verwirrung

Deutschlands, unter dem 3. November 1849 einen Erlaß der

damaligen provisorischen Reichscentralgewalt auszuwirken, wo¬

nach die Einsetzung der Bentinck'schen Agnaten als ein reiner

Vollziehungsgegenstand behandelt, und der Großherzog

von Oldenburg angewiesen wurde, den bisherigen Besitzer im Wege

der Exemtion aus der Regierung von Kuchhausen zu entsetzen. Da

nun aber bei dem alsbaldigen Umschwünge der politischen Verhält¬

nisse in Deutschland dieser Erlaß der provisorischen Centralgewalt

nicht mehr zur Ausführung kam, so richtet sich nunmehr das

Streben der Bentinck'schen Agnaten darauf, den Vollzug des ge¬

dachten Erlasses der provisorischen Centralgewalt durch die hohe

deutsche Bundesversammlung zu erreichen, oder dieselbe zu einer

neuen Anordnung in gleichem Sinne zu veranlassen. Da die

Bentinck'schen Agnaten hierbei vor allem befürchten mußten, daß

die hohe deutsche Bundesversammlung an ihrem Beschlüsse vom

24. Juli 1828 festhalten und sich für incompetent zur Erlassung

der gewünschten Anordnung erklären werde, so haben dieselben ein

rechtliches Gutachten bearbeiten und im Drucke erscheinen lassen,

als dessen Verfasser sich Herr Professor vr. Pozl „im Ein-
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Verständnisse mit Herrn Professor Dr. Bluntschli" in Mün¬

chen genannt hat, worin die Competenz der Bundesversamm¬

lung zur Erlassung der von ihnen begehrten Anordnung als

begründet nachgewiesen werden soll.") Es mochten die Ben-

tinck'schew Agnaten wohl selbst fühlen, daß ihre an die hohe

deutsche Bundesversammlung gestellte Zumuthung, durch einen

Bundesbcschluß in einen rechtshängigen Rechtsstreit einzu¬

greifen, der vor dem von der hohen Bundesversammlung selbst

durch Bundesbeschluß vom 24. Zuli 1328 als kompetente

BeHorde erklärten Gerichte geführt wird, so sehr das

allgemeine Rechtsgefühl in Deutschland, welches mit Recht in

der Unabhängigkeit der Gerichte die wesentlichste Bürgschaft

geordneter Staatözuständc erkennt, verletzen und aufregen muß,

daß mindestens eine in wissenschaftlicher Form gehaltene Dar¬

legung der Gründe nicht entbehrt werden könne, ans welche

ihr au die Bundesversammlung gestelltes, den Fundamental-

sätzeu des heutigen Staatsrechtes geradezu widerstreitendes

Ansinnen gestützt werden will, und wonach dasselbe als ein

durch außerordentliche und eigenthümliche Verhältnisse im ein¬

zelnen Falle rechtsbegründetes Begehren erscheinen soll. Es

wird sich daher zunächst darum handeln, inwiefern durch das

erwähnte Gutachten ein solcher Nachweis erbracht worden ist.

8 2.

Unrichtigkeiten in der geschichtlichen Einleitung deö Pvzl'schcn Gutachtens.

Die Durchsicht des eben gedachten Gutachtens muß aber

Jedem, welcher mit dem Bcntinck'schen Succcssionsstreitc bekannt

ist, sofort die Gewißheit gewähren, daß dem Herrn Verfasser

die faktischen Verhältnisse, welche die Grundlage seines rechtlichen

Gutachtens bilden mußten, nur in einer sehr einseitigen, und

lediglich nach Partheizwecken zurecht gelegten, vielfach ganz

5) Die Competcnzfrage in dem gräflich Bcntinck'schen Succcssivnssireite.

Ein rechtliches Gutachten im Einverständnisse mit l>r. I. C. Bluntschli,

erstattet von Or. I. Pözl, o. L. Professoren der Rechte an der Ludwigs-

Marimtlians-Universität, München 1353.



unrichtigen Darstellung vorgelegen haben, so daß schon aus

diesem Grunde sein rechtliches Gutachten unmöglich der wahren

Sachlage entsprechen konnte. Insbesondere aber zeigt sich voll¬

kommen klar, daß dem Herrn Verfasser die Verhandlungen

über den Bcntinck'schen Successionsstreit am Bundestage und

namentlich die daselbst zu verschiedenen Zeiten abgegebenen

Abstimmungen der einzelnen deutschen Bundesregierungen, aus

denen allein das richtige Verständnis? der betreffenden Bundes-

bcschlüsse geschöpft werden kann, gänzlich unbekannt geblieben sind.

Das Pözl'schc Gutachten hat, wie es selbst erklärt, nicht

den ganzen Bentinck'schcn Successionsstreit, sondern nur die

Succcssion in die Herrschaft Kniphansen zum Gegenstande

der Erörterung gemacht, weil diese der Benrthcilung im Ge¬

gensatze der privatrechtlichen eine staatsrechtliche Seite dar¬

biete, und diese letztere ist es, welche das Gutachten zu erörtern

verspricht.

Es wird daher vorerst eine geschichtliche Einleitung über

die staatsrechtlichen Verhältnisse der Herrschaft KnipHausen

gegeben. In § 1 wird Kniphansen geschildert als eine alte

reichsfreie, rcichsnnmittelbarc Herrschaft, welche von dem

Herzoge von Brabant zu Lehen ging. Die Reichsfrciheit

wird in der Art erklärt, daß darunter die Freiheit von

allen ordentlichen Reichs- und Kreislasten zu ver¬

stehen sei; Kniphansen habe als exemter Stand zum

wcstphälischen Kreise gehört, und in Folge hiervon „konnte

„der Besitzer der Herrschaft, so lange er sich nicht mit einem

„standeswürdigcn Anschlage zu den Reichs- und Kammer-

„gerichtökostcn dem Kreise und Grafencollcgium beigesellte, sein

„reichs- und kreisstandschaftliches Stimmrecht nicht ausüben."

Diese Darstellung ist darauf berechnet, von vornhinein den

Leser zu präoccupiren, und ihm unter der Form einer schein¬

bar unschuldigen, einfachen geschichtlichen Erzählung sogleich

einige Vorstellungen zu unterbreiten, auf welche später, als

wie auf ausgemachte Wahrheiten fortgebaut werden soll. Durch

diese Darstellung soll nämlich sofort zu der Annahme verleitet

werden, als wenn die Herrschaft Kniph ausen an sich ein



Territorium gewesen wäre, auf welchem das Stimmrecht auf

Reichs - und Kreistagen als ein dingliches Recht geruht hätte,

so daß es nur in dem Belieben des jeweiligen Besitzers

gestanden hätte, durch Anbieten eines standeswürdigcn Anschlages

ein ihm an sich zuständiges reichs- und krcisständisches Stimm¬

recht auszuüben. Allein dieses alles ist durchaus unrichtig

und schon diese Darstellung verstoßt eben so sehr gegen die

geschichtliche Wahrheit, als gegen die ersten und allbekanntesten

Grundsätze des Reichsstaatsrcchtcs. Schon an sich betrachtet

ist es durchaus unrichtig, von einer reichsunmittelbaren Herr¬

schaft zu sagen, sie sei ein „Stand" des Reiches oder eines

Kreises gewesen;") denn wenn auch auf irgend einer Herrschaft

die Reichs- und Kreisstandschaft als dingliches Recht haftete,

so war dieselbe doch niemals, sondern nur ihr Besitzer mög¬

licherweise Reichs- oder Kreisstand:"") auch konnte sehr wohl

die Reichs- und Kreisstandschaft auf einer Herrschaft haften,

ohne daß darum deren Besitzer Reichs stand, d.h. zur Aus¬

übung dieses auf seiner Herrschaft ruhenden dinglichen Rechtes

befugt war. Bekanntlich gingen nur alte, d. h. vor dem

westphälischen Frieden bestandene Virilstimmen ipso jure

mit dem Lande auf den Erwerber über;""") sog. neue

Stimmen aber konnten nur mit Einwilligung des Reiches

erworben, oder von dem bisher besitzenden Hause auf den neuen

Erwerber (durch sog. ?roroZuiion) übertragen werdench), d.h.

hier hatten erst die reichsständischen Collcgien darüber zu be¬

schließen, ob sie dem neuen Erwerber die Führung der auf

dem Lande haftenden rcichsständischen Stimme, mit einem

Worte: „die Rcichöstandschaft," bewilligen wollten oder nicht.

Gönner, deutsches Staatsrecht, Landshut1364, §136: „Rcichs-
standschaft ist in dem Sinne ein dingliches Recht, daß sie keine Persona-
listcn duldet, keineswegs aber in dem Sinne, als ob sie dem Lande selbst
zukommt."

^) Gönner, deutsches Staatsrecht § 13k! „Besitz eines zur Stimme
berechtigendenLandes ist nur Bedingung der Reichsflandschaft."

»«) Gönner, deutsches Staatsrecht § 136, II.
st) Gönner, deutsches Staatsrecht § 136, V.; § 133, IV.



Es hing also durchaus nicht von dem bloßen Belieben des

Besitzers ab, ob er sich einem Kreise oder einem Grafcncol-

legium auf dem Reichstage (auf welches Letztere es hier zu¬

nächst ankommt) beigesellen wollte, sondern es hing von

dem Grafencollcgium ab, ob es — wenn zuvor die Auf¬

nahme in einen Reichskreis erlangt worden war — dem Wunsche

eines solchen Herrn entsprechen wollte. Das Erbieten zur

Leistung eines standeöwürdigcn Anschlags war nur ein not¬

wendiger Bcstandtheil der Qualifikation, d.h. zur Be¬

gründung des dieserhalb an das Grafcneollegium zu richtenden

Bittgesuches, aber kein Rechtstitcl, bei dessen Vorhanden¬

sein der Eintritt ohne Weiteres hätte geschehen können, oder

von dem Grafencolleginm unweigerlich hätte bewilligt werden

müssen. Bevor daher ein Territorium als ein reichsstän¬

disches bezeichnet werden durfte, war erst eine csusae coZuitio.

und eine ausdrückliche Erklärung, daß die angezeigte Jmme-

diatherrschaft für genüg en d befunden worden, nvthig; ") ein

solche Erklärung ist aber in Bezug auf die Herrschaft Kuch¬

hausen niemals weder von dem weschhälischen Kreise, noch von

irgend einem der Grafencollegien crtheilt worden, und war

daher Kniphanscn niemals ein rcichöständisches Ter¬

ritorium.

Unrichtig ist ferner in dem Pvzl'schen Gutachten die Er¬

klärung der Rcichsfreih eit, als Freiheit von den ordent¬

lichen Reichs- und Kreissteucrn, vielmehr bezeichnet Neichs-

frciheit sowohl in Bezug auf Personen als Besitzungen nicht

mehr als Reichs-Unmittclbarkeit.

Unrichtig ist es ferner, wenn Kniphausen als ein „crem¬

te r" Stand im weschhälischen Kreise bezeichnet, und das

Wesen dieser exemtio eben in die Freiheit von ordentlichen

Reichs - und Kreislasten gesetzt wird. Der Begriff der exemtio

oder stutus exemti, hat mit dieser Lastenfreihctt gar nichts zu

thun. Exemtionen nämlich heißen notorisch, nach dem allge¬

meinen und feststehenden Sprachgebrauche derReichsgesetzc und

5) Gönner, dentschcs Staatsrecht § t36, ll. 1 u. ff.



>/, /'üttec, Iiislit. jur. xubl. § 475.

). ?. v. srt. 8 §3^ „In proximis comitits 4s reduceintis stsli-
bus exemtis s-stur".

der Publicisten in der Rcichszcit, nur solche Besitzungen,

auf welchen an sich das rcichsständische Stimmrecht haftet, die

aber durch Ereignisse unter die Landeshoheit eines andern

Rcichsstandcs (ähnlich den jetzigen Standcshcrrschaften) gekom¬

men sind; cremte Stände sind eben so notorisch solche ehemals

wirkliche Neichsstände, welche wegen Unterwerfung ihrer Länder

unter die Landeshoheit eines andern Reichsstandes (des sog.

Lximeus) die Reichstagsstimme, die sie früher wirklich ge¬

führt hatten, nicht mehr führen können, und je nachdem

der Lxiiuens die ordentlichen Reichslasten für die b.xcmtio über¬

nommen hatte oder nicht, unterschied man Lxemtio cum uuere

und sine ouerc. ") Alle solche Exemtionen betrachtete das

Reich als eine bedauerliche Verminderung seiner Mitglieder,

und daher schrieb der westphälische Friede ausdrücklich vor,

daß baldigst auf ihre Wiederherstellung Bedacht genom¬

men werden sollte."*) Gerade die wesentliche Voraussetzung

einer jeden liixemtio, daß nämlich auf dem Lande wirklich eine

reichsständische Stimme einmal gehaftet habe, und rechtlich noch

hafte und nur durch die Mcdiattsirung gleichsam zeitweise unter¬

drückt sei, fehlt bei Kniphausen vollständig. Niemals hat auf

Kniphauscn eine rcichsständische Stimme gehaftet, die durch

Subjection unter einen anderen Rcichsstand unterdrückt worden

wäre. Es war Kuchhausen ursprünglich nicht mehr und nicht

weniger als eine einfache „Jmmediatherrschaft," wie es

deren im deutschen Reiche eine große Anzahl gab, ohne alle

Rcichsstandschaft, — eine jener Jmmcdiathcrrschaften im Sinne

der Wahlcapitulation urt. I, §5, welche allenfalls, sofern sie

vom Reichstage für bedeutend genug befunden wurden, von

ihrem Besitzer nach erlangter gräflicher Standcserhohung, und

erlangter kaiserlicher Zusicherung der Reichsstandschaft, bei dem

Reichstage dazu angemeldet werden konnten, daß in Be¬

rücksichtigung ihrer Zulänglichkeit darauf eine Reichstags-



stimme gelegt und dem Besitzer die Reichsstandschaft bewilligt

werde. In den Zusätzen und Berichtigungen auf der letzten Seite

des Pvzl'schen Gutachtens wird davor gewarnt, nicht den ex emt e n

Stand mit dem eximirten Staude zu verwechseln, „wie wohl

schon geschehen sei". „Ersterer sei unmittelbar und von denRcichs-

„lasten befreit gewesen, letzterer aber mittelbar und steuerte

„indirect zu den Rcichslasten." Diese Unterscheidung von

cremt und erimirt ist aber rein willkührlich und wird von

keinem Schriftsteller aus der Rcichszeit gemacht. ") Wohl

aber gab es, wie hier ausgeführt wurde, häufig Jmmediat-

hcrrschaften, die nichts zu den Rcichslasten beitrugen, und

wenn sie hierin mit den Exemtionen Aehnlichkeit hatten und

denselben gleichstanden, so waren sie von denselben doch wesent¬

lich dadurch unterschieden, daß sie nicht reichsständisch waren,

wie dies deutlich die Wahlcapitulation nrt. I, Z 5 sagt, die

eben davon handelt, wie solche Jmmediathcrrschaften in rcichs-

ständische Territorien umgewandelt werden können.

8 3.

Die Standescrhöhung des Grafen Anton, Freiherr» von Aldenburg.

Diese Jmmediathcrrschaft Kniph ausen ist es nun, welche

der letzte Graf von Oldenburg jüngerer Linie, Anton Gün¬

ther, mit der Herrschaft Varel und anderen einfachen Privat-

gütcrn in seinem Testamente vom 23. April 1663 zu einem

untheilbarcn Familienfideicommissc für seinen außer der Ehe

mit dem Fräulein Elisabeth von Ungnad erzeugten Sohne

Anton verband, für welchen er bei dem Kaiser Ferdinand III.

die Erhebung in den Freiherrnstand (25. Februar 1651) unter

dem Titel eines Freiherr» vonAldenburg und später (15. Juli

1653) auch die Erhebung in den Reichsgrafenstand unter dem

Titel: „Graf Anton, Freiherr von Aldenburg" auf dem

Reichstage zu Regensburg erwirkt hatte. Das Gutachten S. 2

6) Vcrgl.überden Begriff der Ercmtionen, Scheide mantel, Report. I,
S. 901 u. ff.; Moser, von den deutschen RcichSständcnBd. I, Cap. tO
§ 12. — Gönner, deutsches Staatsrecht § 225.
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spricht davon, daß Anton von dem Kaiser Ferdinand III.

„legitimirt" und zum Reichsgrafcn gemacht worden sei.

Hierunter kann aber nichts verstanden werden, als jene IwAiti-

mntio minus piens, welche allein die Aufhebung des Makels der

un ehelichen Geburt zum Gegenstände hat, und die vorausgehen

mußte, damit ein uneheliches Kind in den Frciherrnstand oder

gar in den Reichsgrafenstand erhoben werden konnte. Von

einer anderen ^eZitinmtw, welche beabsichtigt hätte, dem

(nachherigen) Grafen Anton v olles Kind esr cch t an seinem

Vater, dem Grafen Ant on G ünth er v on O l denbur g, zu

geben, ist nichts bekannt. Richtig ist, daß in dem Alden¬

burgischen Grafendiplome vom 15. Zuli 1653 diesem Anton

und seinen ehelichen Lcibeserben und deren Erbeserben, Manns¬

und Frauenspersonen, Sitz und Stimme auf den Reichs - und

Kreistagen vom Kaiser zugestanden wurde, mit der Bcfugniß,

nach Belieben sich eines der vier gräflichen Kollegien auszu¬

wählen. Aber ebenso gewiß ist, daß diese Erklärung des

Kaisers, die nicht mehr und nicht minder ausdrücken konnte,

als daß er, soviel an ihm lag, dem nunmehrigen Reichsgrafcn

Anton, Freiherr» von Aldenburg, feine Genehmigung

zum Eintritte in eines der rcichsständischcn Grafencollegien

ertheilte, an sich nicht ausreichte und ausreichen konnte, um

denselben zum wirklichen Mitgliede eines der Grafencollegien

zu machen, daß somit das Grafeudiplom nicht mehr gewährte

und gewähren konnte, als die Erlaubniß des Kaisers, daß

sich der neue Reichsgraf um die Aufnahme in eines der

Grafencollegien bewerbe, was später ausführlich nachgewiesen

werden wird.

Vorläufig genügt es, an die unläugbare Thatsache zu

erinnern, daß der Graf Anton und seine Nachkommen,

mehrfacher Bewerbungen dieser Letzteren ungeachtet, niemals

von einem der reichsständischen Grafencollegien aufgenommen

worden sind. Auch ist nicht zu übersehen, daß zu der Zeit

. (1653), in welcher der Kaiser das Aldenburgische Grafen¬

diplom ertheilte, der Gras Anton noch gar nicht die Herr¬

schaft Kniphausen besaß, daß er überhaupt damals keine
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Güter irgend einer Art, am wenigsten aber ein Land hatte,

worauf eine reichsständische Stimme ruhte und ruhen konnte,*)

indem, wie von der Gegenseite (S. 2) selbst angeführt wird,

erst das zehn Jahre später (1663) errichtete väterliche Testament

ihm Kniphauscn und andere Besitzungen zuwies, welche allen¬

falls so weit geeigcnschaftet waren, daß sie einem reichsgräf-

lichcn Kollegium zur Prüfung der dinglichen Qualifikation des

Besitzers hätten angezeigt werden können.

8 4-

Die Veranlassung des V en tinck'schcn Sncccssionsstrcitcs, Die Ehe des

Grafen Wtlhelm Gustav Friedrtch Bcntin lk mitSara

Margaretha Gcrdes.

Zum Verständnisse der hiernach zu erörternden Rechtsfragen

ist es genügend, an die wesentlichen Thatsachcn zu erinnern,

welche deren Entstehung voran gingen. Die Gräfin Char¬

lotte Sophie, Tochter des Grafen Anton II., mit wel¬

chem der Aldcnburgischc Mannsstamm ausstarb, vermählte sich

mit einem niederländischen Edelmann?, Wi l hel m von B cn-

tin ck, der kurz vorher (1732) vom Kaiser in den Reichs-

grafenstand erhoben worden war. Durch sie kam das Alden-

bnrgische Fideikommiß, einschlüssig Kniphauscn, ans ihren

ältesten Sohn, den Grafen Christian Friedrich Anton,

und dieser vererbte es auf seinen erstgeborncn Sohn, den

Grafen Wilhelm Gustav Friedrich, den Vater des

gegenwärtigen Besitzers, des Grafen G usta v A d o l P h B en¬

tin ck. In Folge der Auflösung des deutschen Reiches war die

Herrschaft Kniph ausen völlig souverän geworden. Im Jahr

1867 wurde sie durch Napoleon dem Königreich Holland einver¬

leibt, und später nach dem Sturze der französischen Herrschaft

durch Oldenburg in Besitz genommen. Erst nach längeren Verhand¬

lungen, unter Vermittlung von Oesterreich, Preußen und Ruß-

^) Jenaer Urthcil, S. 5t. — Es ergibt sich dies überdies aus

dem Grafendiplvme von 1653 selbst, welches nur von Grafschaften und

Herrschaften spricht, die der neue Graf etwa künftig erwerben werde.



- 12 —

land, kam ein Vertrag zwischen dem damaligen Herzoge von

Oldenburg und dem Grafen Wilhelm G n stav Fr i edrich

Bcntinck — das sog. Berliner Abkommen vom 8. Juni

1825 — zu Stande, wodurch der Graf wieder in den Besitz von

Kuchhausen gelangte, und seine und seiner Familie Stellung zu

Oldenburg ans eine seitdem maßgebende Grundlage gebracht

wurde. Durch Bnndcsbeschlnß vom 9. März 1826 hat der

deutsche Bund die erbetene Garantie des Berliner Abkommens

übernommen, — „mit der durch den IX. Artikel dessel¬

ben bezeichneten Wirkung" und mit dem Beifügen,

daß durch die Ucbernahme dieser Garantie dem wohlb egrün-

deten Rechte dritter Personen kein Eintrag geschehen

soll^). Die Veranlassung zu dem gegenwärtigen Succesfions-

strcite ergab sich dadurch, daß der Graf Wilhelm Gustav

Friedrich Bentinck, nach dem Tode seiner ersten Gemahlin,

einer Gräfin von Rh cdc-Athlone, mit seiner erst im Jahre

1816 ihm förmlich angetrauten zweiten Gemahlin, Sara Mar¬

garetha Gerde s, bäuerlicher Abkunft, schon in den Jahren

1861, 1369 und 1812 drei Sohne, Wilhelm Friedrich,

Gustav Adolph und Heinrich Anton, erzeugt hatte, der

einzige Sohn erster Ehe aber im Jahre 1813 verstorben war.

Daher nahmen der Bruder des regierenden Grafen, Wil¬

helm Gustav F riedrich Bcntinck, der Generalmajor Graf

Johann Karl und dessen drei Söhne, die Grafen Wil¬

helm Friedrich Christian, Karl Anton Ferdinand und

Heinrich Johann Wilhelm, Veranlassung, die Successtons-

fähigkeit der mit der Sara Margaretha Gerdcs erzeugten Söhne

des Grafen Wilhelm Gustav Friedrich Bcntinck zu

bestreiten, und sich als die zunächst Successtonsbcrcchtigten zu

betrachten.^)

A) Mayer, 6orp. Im. Lonioeckoiat. gerin. (2. Aufl.) 16, S. 288.

Der Streit darüber, ob der Graf W i l h c l m F ri edrtch Gu¬

stav Bentinrk schon vor der förmlichen Trauung mit der Sara Mar-

arctha GcrdeS in einer Gewissens che gelebt habe, ist für die hier

zu erörternden Rechtsfragen ohne Bedeutung. Von der Gegenseite wird

(S. 7, Note lö) jedoch in dieser Hinsicht besonders hervorgehoben, daß



- 13 -

K 5.
Die ersten Versuche der Ben! in ck'schcn Agnaten zur Ausschließung der DeS-

ccndcnz des Grafen Wilhelm Gustav Friedrich Bcntinck von der

Erbfolge in der Herrschaft Kemphausen, und daö Eommissions-

gutachtcn und der Bundesbeschluß vom 24, Juli 1823.

Die ersten Versuche von Seiten der Bcntinck'schen Agnaten,

ihr behauptetes besseres Successionsrecht geltend zu machen,

sogar das Jenaer Urtheil das Vorhandensein einer Gewissensehe nicht

angenommen habe. Allein cS ist nicht zu übersehen, daß das Jenaer Urtheil

die Frage nach dem Vorhandensein einer GcwisscnSche als eine durchaus

untergeordnete und einflußlose auf die Entscheidung der Haupt¬

sache behandelte. Auch kann es durchaus nicht für richtig erkannt werden,

wenn das Jenaer Urtheil der Erklärung, welche der Graf Wilhelm

Friedrich Gustav vor dem Prediger Hau sing in Gegenwart der

Sara Margaretha Gerd es in dem feierlichen Augenblicke machte,

wo letztere zum Abendmahl gehen und ihr Gewissen über ihre Verbindung

mit dem Grafen beruhigen wollte, den Sinn unterlegt, daß der Graf

diesem Prediger habe erklären wollen, daß er sich die Sara Margaretha

Gerdts als Konkubine beigelegt habe. Es wäre wahrlich etwas Unerhörtes,

daß Jemand über eine» von ihm einzugehenden oder eingegangenen und

fortzusetzenden Kv nk u bina t seinem kompetenten Pfarrer oder Pre¬

diger eine feierliche und förmliche Anzeige machte, und daß eine solche

Erklärung von dem Pfarrer oder Prediger angenommen und gebilligt wer¬

den könnte, da der Konkubinat ein sowohl von der katholischen als pro¬

testantischen Kirche für sündhaft erklärtes und mißbilligtes Verhältnis; ist.

— Man vergleiche Dr. C. G. Bret schneider (Oberconsistorialdircctor),

theologisches Gutachten über die Gültigkeit der GcwisscnSche nach den Grund¬

sätzen des evangelischen ChristcnthumS. Leipzig, 1844. — Es wird für

unbefangene Leser genügen, das Zcugniß des Pastors H an sing vorzulegen

(s. Anlage I.), um daraus die Ucbcrzcugnng zu schöpfen, daß es sich in der

Erklärung des Grasen Wilhelm Friedrich Gustav Bcntinck nicht von

einer Konkubine, die man sich, anstatt eine Gemahlin zu nehmen, bei¬

legt — (von keiner ainies, iznse uxoris loco est) — sondern davon han¬

delt, in die Stelle einer verstorbenen Gemahlin eine andere Frau mit

allen Rechten einer christlichen Ehefrau eintreten zu lassen. Nicht

darauf kommt es bei der Schließung der Ehe an, daß gewisse solenne

Worte gebraucht sind, sondern daß der „coiisensu5,<iuimiptius i'ncit" durch die

gebrauchten Worte genügend erklärt ist. Dies ist aber hier geschehen, indem

der Graf erklärte: „er gestehe der Verbindung vor Gott und seinem Gewissen

„alle ehelichen Pflichten und Rechte zu" — und: „er halte dieselbe

„auch ohne die bürgerlich und kirchlich legale und doch nur formale Sanktion
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begannen im Jahre 1828. In dieser Zeit richtete der Graf
Johann Karl von Bentinck mehrere Eingaben an die
hohe deutsche Bundesversammlung, unter welchen eine Denk¬
schrift vom 9. Mai 1828 und ein noch besonders dem
Commissionsrefercnten gegebenes Promemoria, den eigentlichen
Gegenstand und Zweck seiner Vorstellungen am vollständigsten
erkennen lassen. In diesem Promemoriawurde bereits der
hohe Adel und die Ebenbürtigkeit der gräflich Bcntinck'schen
Familie und die Erbfolgeunfähigkeitder Sohne des Grafen W il-
helm Gustav Friedrich Bentinck behauptet, und in dieser
Behauptungdas Fundament des an die hohe deutsche Bun¬
desversammlung gestellten Antrages gesetzt. Der Antrag des
Grasen Johann Karl Bentinck selbst aber ging, wie das in
der 20. Sitzung der Bundesversammlung vom 24. Juli 1828
8 130 erstattete Commissionsgutachteu ausdrücklich angibt,
dahin, mit Umgehung des Rechtsweges:

„die Einschreitnng hoher Bundesversammlung
„dahin zu bewirken, daß ihm und seiner successionsfähigen
„Descendenz die unmittelbare Nachfolge in die Herr¬
schaft Kniphausen nach dem Ableben seines älteren Herrn

„erhalten zu haben, für sich verbindlich und unverb rüchlich auf Lebens¬

lang". — Schon diese Worte schließen (abgesehen von dem allgemeinen

?nvor matrimonii und der dafür streitenden ?rsesumtio) jeden Gedanken

an einen Konkubinat aus: denn eine Konkubine ist eben darum eine solche,

weil der Mann seiner Verbindung mit ihr die ehelichen Pflichten und

Rechte nicht zugesteht, und weil dabei ein perpetuum vitas consortium

nicht zugesichert wird. — Daß die Erzeugung in einer Gewissensehe kein

Grund ist, die Söhne eines deutschen protestantischen Landesherr» von der

Succession in Land und Leute auszuschließen, hat überdies der Rctchshof-

rath in dem Rechtsfalle der aus einer Gewissensehe entsprossenen Neichs-

grafen Wilhelm und Wenzel von L e inin g en -DachSb urg „per

unsnimis" anerkannt. Gerstlacher, Handbuch Band X, Seite 1834.

— Auch Herr Professor H. A. Za ch ariä in G ö t ti ng c n, der bisher in

dem Bentinck'schen Rechtsstreite ganz unbctheiligt geblieben ist, hat sich für

die Successionsfähigkcit der in einer Gewissensehe erzeugten Kinder eines

protestantischen LandcSherrn in der so eben erschienenen 2. Auflage (Göt¬

tingen, 1853) seines deutschen Staats- und Bundeörechts Bd. I, S. 314,

Note 2 mit größter Entschiedenheit ausgesprochen.
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„Bruders, des Grafen Wilhelm Gustav Friedrich, ge¬

schert werde".

Das sehr gründlich von dem Freiherrn von Gruden aus¬

gearbeitete Commissionsgutachten vom 24. Juli 1328 schließt

mit dem Antrage:

„Alle bisher nach Anleitung des eigenen Vorbrin¬

gens des Herrn Grafen von der Commission erörterten

„Beurtheilungsmomcnte führen ihres Dafürhaltens zu dem

„Resultate, daß die Compctenz hoher Bundesversammlung

„in keiner Hinsicht als begründet erscheine, daher dem

„Herrn Generalmajor Grafen Johann Karl von Ben¬

zin ck zu eröffnen sei:

„„daß seinem Gesuche, als an sie nicht gehörig,

„„nicht stattgegeben werden könne"".

Noch in derselben Sitzung wurde, „unter allgemeiner

Zustimmung" auf den Vorschlag des Präsidii, beschlossen:

„dem Herrn GrafenJo Hann Karl von Bentinck zu ervff-

„nen, daß, da es nicht im Berufe der Bundesversammlung liege,

„seinen bedingten oder unbedingten Beitritt zu dem zwischen

„Seiner Durchlaucht dem Herzoge von Oldenburg und dem

„Herrn Grafen W ilhelm Gustav Friedrich v on Ben-

„tinck abgeschlossenen Vertrage vom Z.Juni 1825 anzuneh-

„mcn oder über die RechtcDritter, welche bei diesem

„Vertrage auf irgend eine Weise betheiligt sein

„mochten, zu entscheiden, die Bundesversammlung

„auch seinem dcrmaligen Gesuche nicht stattzugeben ver¬

gnüge, sondern ihm überlassen müsse, seine Ansprüche aus

„gehörigem Wege zu verfolgen".

8 6.

Die Bedeutung des BundeSbcschlussesvom 24. Jult t328. Bemühung des
Pözl'schen Gutachtens,dieselbe abzuschwächen.

Durch diesen Beschluß vom 24. Juli 1328 hat also die

hohe deutsche Bundesversammlung mit Stimmeneinhelligkeit sich

für incompetent zum Einschreiten in der Bcntinck'schen

Successionssache erklart. Es ist einleuchtend, daß die hohe
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Bundesversammlung mit diesem ihrem eigenen, stimmen¬
einhelligen Beschlüsse in den offenbarsten Widerspruch
treten würde, wenn sie jemals in entgegengesetztem Sinne
entscheiden würde. Es erklärt sich daher, daß es in dem höchsten
Interesse der Gegenseite liegt, diesen Bundesbeschluß vom 24. Juli
1828, der allerdings nicht nur ein Präjudiz für die der¬
maligen Reclamationen enthält, sondern der sie geradezu als
längst durch die hohe Bundesversammlung abgewiesen
erscheinen läßt, in irgend einer Weise als irrelevant, als mit
den gegenwärtigen Reclamationen nicht im Znsammenhange
stehend, darzustellen — ein Bemühen, dessen absolute Ver¬
geblichkeit weiter unten ausführlich nachgewiesenwerden wird.
Zu diesem Zwecke trägt man von der Gegenseite (Gutachten
S. 9) kein Bedenken, sogar die eigenen Eingaben des
Grafen Johann Karl Bcntinck bei der hohen Bundesver¬
sammlung als fehlerhaft darzustellen: es soll denselben an
einem genau formulirtcn Gesuche gefehlt haben; es soll ferner
die nächste Basis für dieselben, der Nachweis rcichsständischcr
Eigenschaft, die Anerkennung des hohen Adels, noch nicht
gewonnen , die Jncompctcnz der Gerichte noch nicht dargethan
und die Competenz der hohen Bundesversammlungnicht gehörig
begründet gewesen sein.

8 7-

Widerlegung der Behauptungen auf S. 9 des Pvzl'schen Gutachtens.

I. Nachweis, daß es dem Gesuche des Grafen Johann Karl Bcntinck

im Jahre 1828 nicht an gehöriger Formulirung gefehlt hat.

Was nun den ersten Punkt anbelangt, so hat die
Commission und die Bundesversammlung an dem Antrage des
Herrn Grafen Johann Karl Bcntinck durchaus keinen
Mangel einer genauen Formulirung gerügt, im Ge¬
genteile hat die Commission recht gut begriffen und verstanden,
und der hohen Bundesversammlung in ihrem Berichte recht
klar auseinandergesetzt, daß der Graf Johann Karl Bcn¬
tinck ein „Einschreiten hoher Bundesversammlung"
verlange, um nach dem Ableben seines älteren Herrn Bruders
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zur unmittelbaren Succcssion in Knip Hausen zu ge¬

langen — und gerade dasselbe ist es, was die gegenwär¬

tigen Herren Reklamanten fortwährend von der hohen Bundes¬

versammlung verlangen! Etwas anderes können sie auch gar

nicht von der hohen Bundesversammlung verlangen, und wenn

sie dieses Verlangen, welches die Eingabcncommission schon

ganz richtig aus der Denkschrift vom 9. März 1828 ent¬

nommen hatte, etwa aufgeben wollten, so würden sie eben damit

auch aller weiteren Anfechtung des dermaligen Besitzers entsagt

haben.

s 8.

II. Nachweis, daß die hohe Bundesversammlung der gräflich Bcntinck'schcn

Familie im Zahr 13Z8 den hohen Adel gar nicht bestritten hat.

So wenig es aber dem Gesuche des Grafen Johann Karl

Bcntinck im Jahr 1828 an einer recht bestimmten und verständ¬

lichen Formulirung gefehlt hat, so wenig hat es demselben an

Anführung von Thatsachen zu dessen Begründung gefehlt, und

auch diese Thatsachen sind alle und insgesammt gerade die

nämlichen, welche noch gegenwärtig in ermüdender Wieder¬

holung in allen den Anträgen, womit die Bundesversammlung

von Seite der Reclamantcn überschwemmt wird, vorgetragen

werden! Der Graf Johann Karl Bcntinck hatte sich schon

damals weitläufig ans den hohen Adel der Familie Bcntinck

und auf die unstand esmäßige Geburt der Söhne seines

älteren Herrn Bruders gestützt, und dies sind dieselben bei¬

den Gründe, welche die Gegenseite auch jetzt wieder als die

prinzipalen voranstellt, aus welchen sie nunmehr abermals

ein Einschreiten des Bundes zur Bcwirkung ihrer un¬

mittelbaren Nachfolge in der Herrschaft Kniphausen fordert!

Wenn in dem Gutachten (S. 9) darauf Gewicht gelegt werden

will, daß damals die Anerkennung des hohen Adels der Fa¬

milie Bcntinck von Seiten der hohen Bundesversammlung noch

nicht „gewonnen" gewesen sei, so muß dagegen in Erinne¬

rung gebracht werden, daß damals (1828) noch von keiner

Seite gegen diese Behauptung des hohen Adels der Familie
2
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Bentinck ein Widerspruch erhoben worden war, daß ein

solcher Widerspruch überhaupt erst in Folge des von dem der¬

maligen Kläger, dem Grafen Wilhelm, im Jahre 1837 an¬

gefangenen ordentlichen Prozesses vor dem Obcrappel-

lationsgerichte zu Oldenburg von dem dermaligen Beklagten

erhoben wurde, daß aber die hohe Bundesversammlung im

Jahr 1828 auch nicht in entferntester Weise durch irgend eine

Acußerung zu erkennen gegeben hatte, daß sie den hohen Adel

der Familie Bentinck bezweifle. Es ist daher, um den Sinn

und die Tragweite des Bundesbeschlusscö vom 24. Juli 1328

richtig zu würdigen, von der größten Bedeutung, sich diese

eben beregte Thatsache zu vergegenwärtigen. Hieraus erklärt

sich, daß das Commissionsgutachten, auf welches hin der Bun¬

desbeschluß vom 24. Juli 1828 erfolgte, die hohe Adelseigen¬

schaft der Familie Bentinck mit keinem einzigen Worte bean¬

standet. Es hat auch die Bundescommissiou in ihrem Com-

missionsberichte vom 24. Juli 1828 ihren Schlußantrag in

keiner Weise von der hohen Adelscigenschaft der Familie

Bentinck abhängig gemacht; sie hat nicht im Entfernte¬

sten einen Grund ihres Votums etwa daher entnommen, daß

der Familie Bentinck der hohe Adel nicht zustehe — wie sich

Jedermann überzeugen kann, der sich die geringe Mühe neh¬

men will, diesen Commissionsbericht durchzulesen. Die hohe

Bundesversammlung fand also damals schon die Behauptung

des hohen Adels von Seiten der Bcntinck'schcn Agnaten ihrer¬

seits für durchaus unbedenklich: sie stand, indem sie

gegen diese Behauptung des Grafen I o hau n K arl Bentinck

nichts erinnerte, und in keine Untersuchung über deren Richtig¬

keit einging, dem Grasen Johann Karl B entinck gegenüber

thatsächlich genau auf demselben Standpunkte, auf welchem

sie den gegenwärtigen Rcclamantcn gegenüber steht, seitdem sie

durch den Bundcsbeschluß vom 12. Juni 1845 den hohen Adel

der Familie Bentinck ausdrücklich anerkannt hat. Ob die Bun¬

desversammlung dem Grafen Johann Karl Bentinck aber

den hohen Adel „verbis vel ksctis" einräumte, konnte und kann

für die rechtliche Beurtheilung ihrer Stellung zu ihm als Pe-
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tenten rechtlich durchaus keinen Unterschied machen. Es ist da¬
her durchaus irrig und unwahr, wenn in dem Gutachten
S. 9 behauptet wird, daß damals (1828) dem Petenten eine
Grundlage gemangelt habe, welche erst später (1845) er¬
langt worden sei. Letzteres Ercigniß war nur ein biovum
in Bezug auf den jetzt beklagten Besitzer, und gegenüber
von dem Jenaer Urtheile; aber es brachte in der Stellung der
Bentinck'schen Agnaten zum Bunde, so wie sie die Bundes¬
versammlung denselben schon 1828 sactisch und (von ihrer
Seite) widerspruchslos eingeräumt hatte, nicht die min¬
deste Acnderung hervor. Wenn die Bundesversammlung
also jetzt im Zahr 1853 abermals gedrängt wird, den Recla-
manten wegen ihres hohen Adels und wegen der unstandes-
mäßigen Geburt des gegenwärtigen Besitzers durch ihr Ein¬
schreiten zur unmittelbaren Succcssion in KnipHausen zu
verhelfen, so wird ihr offenbar und in Wahrheit nicht mehr
und nicht minder zugemuthet, als genau in einer und derselben
Sache noch einmal zu sprechen, über welche sie sich schon
vollständig im Jahr 1828 ausgesprochen,und zwar sich für in¬
kompetent erklärt hat!

8 9.

III. Nachweis, daß der Graf Johann Karl Bcntinck schon im Jahr

1828 die Compcicnz der Gerichte bestritten hat, daß aber unter seinen

Söhnen selbst hierüber abweichende Ansichten bestehen, und welche Rolle

der hohen Bundesversammlung hierbei zugedacht ist.

Wenn sodann das Gutachten S. 9 sagt, die Inkompetenz
der Gerichte sei damals (1828) noch nicht dargethan worden,
so ist dies ebenfalls nicht richtig, indem sich der Graf Johann
Karl in dem angeführten Promemoria bereits alle Mühe ge¬
geben hatte, die deutsche Bundesversammlung zum Einschreiten
zu bestimmen, damit nicht das „Prinzip der Ebenbürtigkeitund
Legitimität", wie er seine Ansprüche zu bezeichnen beliebte, dem
unsicheren Ausgange eines Civilprozesses ausgesetzt werde! Nur
das ist richtig, daß sich der Graf Johann Karl Bentinck die
Verhandlung seiner Ansprüche vor den Gerichten gleichsam als

2 *
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ultimum rekuAium für den Fall offen hielt, daß er mit seinen

Anträgen auf ein Einschreiten des Bundes zu seinen Gunsten

nicht durchdringen würde, wie er auch wirklich damit nicht durch¬

gedrungen ist. Sodann ist auch das richtig, daß jetzt noch der

älteste Sohn des Grafen Iohann Karl Bentinck, der Graf

WilhelmBentinck, dernächste Interessent an der Verdrängung

des gegenwärtigen Besitzers, die Compctenz der Gerichte in der

Kniphäuser Successionssache anerkennt, indem er 1837 einen

förmlichen Rechtsstreit mit dem Letzteren begonnen hat und noch

zur Stunde auf dem gerichtlichen Wege fortsetzt, und sich bei

der am Bundestage gegenwärtig betriebenen Reklamation seiner

beiden jüngeren Herrn Brüder Karl und Heinrich — welche

eine Jncompetcnz-Erklärung der Gerichte in Bezug auf die Knip-

hausen'sche Succcssion erwirken wollen — nicht bctheiligt.

Es sind hier nur zwei Fälle möglich:

entweder:

es bestehet wirklich unter den drei Söhnen des Grafen Johann

Karl (welcher als seitdem verstorben nicht mehr in Betracht

kommt) eine Verschiedenheit der Ansichten darüber, ob die Suc¬

ccssion in Kuchhausen vor die Gerichte gehöre oder nicht: und

in diesem Falle, bei solcher M c inu ngsv erschied enh eit,

kann es mindestens der Reklamation, welche die beiden jüngeren

Sohne bei dem Bundestage erhoben haben, nicht zur Empfeh¬

lung dienen, wenn der älteste und nächst Jntcressirtc

offenbar sich anderer Meinung zeigt und ausschließlich auf der

Verfolgung des Rechtsweges verharrt; und in diesem Falle

würde es auch das Natürlichste und allein Sachgemäße sein, daß

die Bundesversammlung die ungeduldigen jüngeren Sohne min¬

destens vorläufig mit ihrer Rcclamation abweist, bis ihnen ein

unmittelbares effectivcs Interesse erwachsen sein wird; —

oder:

der andere allein hier noch mögliche Fall ist der, daß die drei

Sohne des Grafen Johann Karl Bcntinck insgesammt ein

schlechtes Vertrauen in die Gerechtigkeit ihrer Sache haben und

selbst bereits die Hoffnung sinken lassen, im Rechtswege ihre Ab¬

sichten erreichen und den Beifall der mit rechtskundigen Män-



- 21 -

nern besetzten Gerichte erwerben zu können: und darum soll,

um aus alle Eventualitäten möglichst gerüstet zu sein, der bis¬

herige Kläger zwar den Prozeß fortsetzen, von den jüngeren

Brüdern aber der Versuch gemacht werden, eine politische Au¬

torität zum Einschreiten (als Deus ex msclrmg) zu bewegen,

um für den immer näher rückenden Fall, daß der Prozeß vor

den Gerichten verloren geht, — also gegen das judicat-

mäßtge Recht — wenigstens einen Theil des Strcitobjcctes

(die Herrschast KnipHausen) zu retten! In diesem Falle

wäre also der hohen Bundesversammlung eine Rolle zugctheilt,

welche wahrlich ihrer Würde wenig angemessen sein würde!

Wenigstens würde man sich nicht verwundern dürfen, wenn die

deutsche Nation etwas' höchlich befremdet darein sehen würde,

wenn die hohe Bundesversammlung, — die sich in dem Jahre

1837 u. folg. nicht für competcnt erkennen konnte, als in einem

deutschen Königreiche von Städten und Gemeinden zahlreiche

(gleichviel ob begründete oder nicht begründete) Beschwerden über

die einseitige Aufhebung einer seit mehr als einem Jahrzehcnt

in notorischer Wirksamkeit bestandenen Verfassung an sie ge¬

bracht wurden, und die eben erst (1853) sich wieder nicht für

compctent fand, über die ans einem deutschen Bundesstaate an

sie gebrachte Beschwerde eines katholischen Nntcrthans wegen

religiöser Beschränkung zu entscheiden, — ihre Competcnz so¬

fort begründet finden würde, wenn es sich darum handelt, in

den Gang der Justiz einzugreifen, und eine Sache der

richterlichen Cognition zu entziehen, zu welcher sie nicht nur be¬

reits das Nrtheil der ersten Instanz als gehörig erkannt, son¬

dern zu welcher die Bundesversammlung sogar

selbst sie früher (1323) ausdrücklich verwiesen und

ausgesetzt hatte! Knip Hausen ist ein kleines, an sich un¬

bedeutendes Land; die Frage aber, wie es mit dem darüber

schwebenden Prozesse gehalten werden soll, ob der Bund durch

sein Einschreiten als politische Autorität in denselben ein¬

greifen, das Streitobject, worüber Iis penllens ist, wenig¬

stens zum Thcile dem richterlichen Urtheile entrücken, und

somit allenfalls auch ein in dieser Sache gefälltes richter-
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keine kleine Frage für den Rechtsznstand von ganz Deutsch¬

land — im Gegcntheile, es ist dies die wichtigste Frage für

alle Männer von acht conscrvativcr Gesinnung, die da

wissen, daß mir ein solches Regiment auf die Daner be¬

stehen kann, welches die Unabhängigkeit der Rechtspflege

zur Grundlage hat!

Wollte man aber auch annehmen, was das Gutachten S. 9

behauptet, die Jncompctenz der Gerichte sei 1828 für den vor¬

liegenden Fall noch nicht nachgewiesen gewesen, und nehmen

wir dagegen einmal an, es wäre dieselbe jetzt nachgewiesen,

was, beiläufig bemerkt, durchaus nicht der Fall ist — so würde

daraus, daß die Gerichte nicht zur Entscheidung der Bcntinck-

schen Sache competent sind, noch immer nicht folgen, daß

dcßhalb die Bundesversammlung competent wäre! Wenn aber

das Gutachten S. 9 zuletzt meint, die Compctenz des Bundes

sei damals (1328) nicht nachgewiesen gewesen, so kann man

dem vollkommen beistimmen, und man kann sogar auch noch

den Grund beifügen— einen Grund, der jetzt noch fort¬

wirkt — weil sie nämlich damals nicht nachgewiesen werden

konnte, und zwar weil sie es so wenig konnte, als es dies¬

mal (1853) gelungen ist, sie nachzuweisen. Auch in dieser

Hinsicht wird die deutsche Bundesversammlung keine Veran¬

lassung finden, von ihrem Beschlüsse vom 24. Juli 1828 ab¬

zugehen: und in diesem Sinne hat sich auch bereits der am

29. September 1851 an der hohen Bundesversammlung er¬

stattete Commissionsbericht über die Rcclamation der Grafen

Karl und Heinrich Bentinck ausgesprochen.

Nothwcndigkcit einer genauen Betrachtung des CominissionSberichtcS vom

24. Juli 1828. als der Grundlage für die richtige Bcurthcilung der späteren

Vorgänge an der hohen Bundesversammlung.

Es ist nicht die Aufgabe dieser Blätter, ans alle die klein¬

lichen Ausfälle einzugehen, in welchen sich das Pvzl'schc Gut-
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achte» gelegentlich, theils gegen die Oldcnburgische Regierung,

theils gegen die Bcntincksschen Beamten, theils gegen die bis¬

herigen Vertheidigcr des Grafen Gustav Adolph Bentinck

gefällt. Solche Verunglimpfungen fordern an sich keine Sache,

und das Auffällige einer solchen Darstellung (die man zwar längst

in den für die Gegenseite erschienenen advocatorischen Arbeiten

gewohnt ist) in einem Rcchtsgutachten, erklärt sich wohl sehr

einfach daraus, daß sich der Herr Verfasser des Rechtsgut¬

achtens nur gar zu ausschließlich an das ihm von guärentischcr

Seite dargebotene Material gehalten hat, ohne sich nach weiteren

Quellen umzusehen.

Um die nachfolgenden rechtlichen Fragen auf actenmäßiger

Grundlage bcnrtheilcn und einen sicheren Blick zur Beurthei-

lung der jenseitigen Behauptungen zu gewinnen, ist es jedoch

nvthig, sich genau mit den Gründen bekannt zu machen, welche

der Bericht der Eingabcn-Commisston vom 24. Juli 1828 ent¬

wickelte, um seinen Antrag auf Abweisung der Anträge des

Grafen Johann Karl Bentinck zu motiviren, und welche die

Bundesversammlung durch ihren Beitritt zu dem Commissions-

gutachtcn zu den ihrigen gemacht hat. Daraus wird sich später

am deutlichsten ergeben, ob die Bundesversammlung im Jahr

1828 irgend ein Rechtsverhältnis; zu prüfen unterlassen

hat, welches bei der Beurtheilung dieses Falles überhaupt in

Betracht zu ziehen wäre. Daß aber die hohe Bundesversammlung

nach ihrer Prüfung im Jahr 1323 „nach Anleitung des ei¬

genen Vorbringens" des Reklamanten (Gutachten S. 10) zu

einer andern Ucbcrzcugung gelangt ist und eine andere Entscheidung

gegeben hat, als die Herren Reclamantcn wünschen, ist doch

wahrlich an sich kein Grund, das jenseitige Verlangen einer

anderen dem Beschlüsse hoher Bundesversammlung vom 24. Juli

1828 diametral entgegengesetzten Entschließung und Anordnung

des Bundes zu rechtfertigen, da, wie oben §7 schon gezeigt

wurde, und sich im Verlaufe noch weiter zeigen wird, das

gegenwärtige „eigene Vorbringen" der Herrew Reklaman¬

ten durchaus im Wesen dasselbe ist, wie das ihres Herrn

Vaters im Jahr 1828 war!



8 Ii.

Darstellung des Inhalts dcS CommissionSbcrichtcS vom 24. Juli lW3 und

Angabe seines wahre» Sinnes.

Der Bericht der Eingabecommission vom 24. Juli 1828

geht von folgenden Hauptsätzen ans:

1) Die Competcnz der Bundesversammlung, in der Knip-

hauscr Successivnssachc einzuschreiten, kann, wenn überhaupt, nur

begründet sein durch das Berliner Abkommen vom 8. Juni

1825, und die von dem deutschen Bunde am 29. März 1826

übernommene Garantie: sie ist aber hierin nicht begründet.

2) Es handelt sich hier von einem Successionsanspruch,

mithin von einer Privatangelegenheit eines Gliedes der

gräflichen Familie, welche von der Art ist, daß zur Zeit des

Reiches die höchsten Reichsgerichte darüber zu erkennen

gehabt haben würden.

3) Durch das Berliner Abkommen vom 8. Juni 1825

sind derartige Streitigkeiten vor das Oberappellationsgericht zu

Oldenburg gewiesen, welches (ansAntrag der Gegenparthci)

die Acten zur Abfassung eines Nrthcils an deutsche Juristcn-

facul täten zu versenden hat.

4) Sollte man aber auch annehmen müssen, daß das Ber¬

liner Abkommen vom 8. Juni 1325 für eine Streitigkeit der

vorliegenden Art keine Vorsehung getroffen habe, und also eine

Lücke darin enthalten sei, so wäre die hohe Bundes¬

versammlung doch in keiner Weise competent, etwaige

Lücken des Vertrages — den sie auch nicht vermittelt,

sondern nur garantirt hat — zu ergänzen, noch auch

den Vertrag authentisch zu interprctiren, sondern die

Thätigkcit der hohen Bundesversammlung hat sich darauf zu

beschränken, das handzuhaben, was in Bezug auf Kiphau¬

sen pactirt worden ist.

5) Der Graf Johann Karl Bentinck hat auch keinen

Anspruch darauf, daß nach Maßgabe des bei einem Streite

zwischen Bundcsgliedern einzuleitenden Austrägalverfahrens

von der Bundesversammlung eine Commtssion zu einem V er-

mittlungsverfahrcn ernannt werde, weil der Besitzer
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von Kniphauscn, ungeachtet der ihm zugesprochenen

Landeshoheit, nicht zu den Bundesgliedern gehört,

sond ernzn den pri v i l e g i rt e stcn U nt erth a ncn deut¬

scher Bundesstaaten, irgend ein anderes commissarischcs

Einschreiten aber um so mehr als unstatthaft erscheint, als es

der Bundesgesetzgcbung überhaupt fremd ist!

6) Auch der Art, 19 der Schlußakte, der von Thätlichkciten

unter Bnndesglicdern spricht, ist hier nicht anwendbar,

weil der Besitzer von Kniphausen nicht unter diese Kate¬

gorie gehört.,

7) Da sich die hohe Bundesversammlung bloß die Handha¬

bung, Anwendung und Vollstreckung der bu n d e s g es e tzl ich en

Normen zur Aufgabe macht, so kann sie, ohne durch

eine dieser Normen autorisirt zu sein — das In¬

teresse d er Legitimität un d Eb cnbürt ig keit in der

gräflichen Familie von Bentinck sich nicht als Mo¬

tiv einer deren Erhaltung bcziclenden Verfügung

dienen lassen.

Indem die Bundesversammlung diesem Gutachten beitrat,

hat sie also mit anderen Worten ausgesprochen: „Gleichviel,

ob die Familie Bentinck von hohem Adel und ob

ebenbürtige Abstammung in ihr ein Grund des Snc-

c e s sion sre ch t s in Kniph auscn ist oder nicht, so ist

die Bundesversammlung weder nach der allgemei¬

nen Bun d es g csctz gebun g, noch nach dem Berliner

Abkommen vom 8. Iuni 18 2 5, noch nach der von ihr

am 9. März 1 3 26 ü b ern o m mcn en G ara nti e d i ese s

Abkommens compctent, in der Kniphauser Succcs-

sionssache in irgend einer Weise einzuschreiten."

8 12.

Die Anstellung der Klage des Grafen Wilhel in von Bentinck im ordentlichen

Prozesse (1837. April 17) und deren Abweisung durch daö Jenaer Urthcil

(1842, April 20).

Es war nothwcndig, bei dem Bundesbeschlusse vom 24. Juli

1828 etwas länger zu verweilen, weil dieser wichtige, für

die ganze Beurtheilung der gegenwärtigen klägerischen Rccla-
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mationen maßgebende Bnndcsbcschlnß jetzt von der Gegen¬

seite, deren Reklamationen er dnrchans zurückwies, als unbe¬

deutend und einflußlos, und gleichsam extra rem, d. l).

eine ganz andere Sache, als diejenige betreffend dargestellt

werden will, die jetzt von den Reklamanten bei der hohen Bun¬

desversammlung betrieben wird, nnd doch ist es nur dasselbe alte

Thema: Forderung eines Einschreitens des B u n-

d estages mit Beisei tcsetzung des g eri chtlich en Ver¬

fahrens, welches mit endlosen Variationen immer wieder

von Neuem abgespielt wird, als gälte es, den Gegner und

den Bundestag durch Ermüdung zur Nachgiebigkeit zu bringen!

Desto kürzer wird man aber nun bei der Darstellung der übrigen

faktischen Verhältnisse sein dürfen, ohne fürchten zu müssen,

irgend etwas Wesentliches übergangen zu haben.

Am 17. April 1837 wurde bei dem Oberappellationsgericht

zu Oldenburg von dem Grafen Will) clmBcntinck,dem ältesten

Sohne des unterdessen verstorbenen Grafen Johann Karl Ben-

tinck die Klage gegen den dermaligen Besitzer von Kntphausen

und dem Bentinck'schen Familiensidcicommisse überhaupt, einge¬

reicht, womit der jetzt noch schwebende Prozeß seinen Anfang

nahm. Im Frühjahr 1342 erfolgte das (dem Herrn Kläger

nnd seinen Herren Brüdern unerwartete) Definitiverkenntniß

erster Instanz, von der Juristenfacnltät Jena, welches aus¬

sprach , daß die sämmtlichen Klaganträge des Herrn Klägers

1) auf Heransgabe der gräflich Aldenburg-Bcntinck'schen Fidei-

commißgüter; 2) auf Untersagung der Führung des väterlichen

Namens, Titels und Wappens; 3) auf Ungültigkeit der von

dem Herrn Beklagten, als Inhaber der fraglichen Fideicom-

mißherrschaften nnd Güter, vorgenommenen Handlungen nicht

stattfinden u. f. w.

8 13.

Die Abtretung der angeblichen Regicrungsrcchtc des Grafen Wilhelm

Benttnck an den Grafen Karl Bentinck und die verschiedenen Rollen,

in welchen der Letztere auftritt.

Bemerkenswerth ist die Angabe in dem Gutachten S. 17,

daß der zweite Sohn des Grafen Johann Karl Bentinck,
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der Graf Karl Bentinck, schon im Herbste 1836 seinen

ältesten Herrn Bruder, den 1837 als Kläger ausgetretenen

Grafen Wilhelm Bentinck, bestimmt habe, ihm die an¬

geblich angefallene Regierung von Kuchhausen zu übertragen,

worauf sodann der Graf Karl mittelst eines Patentes vom

17. und 18. October 1836 die Regierung in Kuchhausen an¬

getreten und von dem Lande durch diesen Act Besitz genom¬

men (eigentlich anzutreten und Besitz zu nehmen versucht)

habe. Wenn diese Angabc, deren Richtigkeit zu bezweifeln

kein Grund vorliegt, wirklich richtig ist, so muß es als sehr

auffällig erscheinen, wie hiernach der Graf Wilhelm, der also

seine behaupteten Regierungsrechte an seinen Herrn Bruder

Karl abgetreten hatte, doch wieder 1837 als Kläger auftreten

und diese abgetretenen Regierungsrcchte für sich wieder in An¬

spruch nehmen konnte; wenigstens ist aus der Darstellung der

thatsächlichen Verhältnisse in dem Gutachten nicht zu ersehen,

daß Graf Wilhelm die Abtretung seiner behaupteten Rcgie-

ruugsrechte an seinen Herrn Bruder Karl wieder zurückgerufen

habe. Ebenso auffallend ist auf der andern Seite, warum nicht von

Seite des Beklagten aus der Abtretung der Regierungsansprüche

des Grafen Wilhelm an den Grafen Karl Bentinck eine

peremtorischc Einrede (der mangelnden Legitimation zur Sache)

gegen die im Jahr 1837 von dem Grafen Wilhelm angestellte

Klage abgeleitet worden ist, welche an sich allein schon die Ab¬

weisung der Klage unvermeidlich hätte zur Folge haben müssen.

Jedenfalls ersieht man aus der Darstellung in dem Gutachten

Seite 16, 17 selbst die Vielseitigkeit der Rollen, in welcher der

Herr Graf Karl Bentinck je nach dem Bedürfnisse des Augen¬

blickes aufzutreten für angemessen achtet, denn indem derselbe

einerseits in ausdrücklichen Protestationen alle Selbstbctheiligung

an dem von dem Grafen Wilhelm Bentinck eingeleiteten Pro¬

zesse von sich ablehnt, namentlich aus dem Grunde, weil er,

so viel diesen Prozeß anbetrifft, die hauptsächlichste Tätig¬

keit als Mandatar seines älteren Herrn Bruders entwickelt,

so erscheint derselbe bei anderer Gelegenheit (1836) als (Zes¬

sionar der Rechte seines Herrn Bruders, also als der nun-



mehrige nächste Successionsprätendcnt,*) und nebenbei verfolgt

er durch Reclamationcn bei der Bundesversammlung selbständige

Rechte in der Qualität eines entfernteren Agnaten, auf

sogenanntem „staatsrechtlichen" Wege. Das Ungewöhn¬

liche und Auffällige eines solchen Benehmens ist selbst dem

Verfasser des Gutachtens (S. 19) nicht entgangen, indem er

gleichsam entschuldigend erwähnt, daß man es den Agnaten

nicht „verdenken" könne, wenn sie alle denkbaren Wege —

gerichtliche wie politische — einschlagen, um ihr Ziel zu errei¬

chen! Dies mag immerhin der Fall sein, aber die hohe

politische Autorität, welche auf diese Weise zum Eingreifen

in eine rechtshängige Sache bewogen werden soll, wird sehr

wohl die Rolle bedenken, welche ihr in diesem Drama zu

spielen zugedacht werden will.

8 14-

Die Unrichtigkeit der Darstellung im Pvzl'schcn Gutachten, den Versuch

einer eigenmächtigen Besitzergreifung von Kntphauscn durch den Grafen

Karl Beuttn ck im Jahr 18Z6 betreffend.

Als eine kleine Probe davon, mit welcher geschichtlichen

Treue in dem erzählenden Theile des Gutachtens die That-

sachen dargestellt werden, soll hier nur ein Beispiel aufgeführt

werden. Die Abtretung der Regiemngsansprüche des Grafen

Wilhelm Bentinck an den Grafen Karl Bcutinck war,wie das

Gutachten S. 17 berichtet, zu dem Zwecke geschehen, das „fac-

tische Zugreifen" durchzuführen, zu welchem die Familie

Bentinck von der Oldenburgischen Regierung „hingewiesen"

worden sein will — ein Beginnen, welches eine größere That-

A) Auch in einem an den Großhcrzog von Oldenburg von dem Grafen

Karl eingegebenen und unterzeichneten Gesuche wurde Höchstdersclbe gebeten,

den Beschluß der provisorischen Centralgcrvalt vom 8. November t8i9 (siehe

unten § tii) in der Herrschaft Kn t phause n publicircn zu lassen, die Be¬

amten und Untcrthanen daselbst ihrer Pflichten gegen den faktischen Besitzer

zu entbinden , und bis zur anderweiten Vereinbarung unter den drei Brüdern

den Unterzeichneten (Karl Anton Ferdinand) die Regierung ergreifen

zu lassen, und denselben als Regenten anzuerkennen.
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kraft und Unternehmungsgeist voraussetzte, als sich der Graf

Wilhelm Bentinck zutrauen mochte. Das Gutachten, S. 17,

rcferirt nun, während es durch eine auf derselben Seite bei¬

gefügte Note 26, auf das Jenaer Urtheil S. 168 verweiset, .

und eine aus dem Zusammenhange gerissene Stelle aus dem¬

selben als Beleg für die Richtigkeit seiner Erzählung anführt,

daß Graf Karl Bentinck bei seinem Erscheinen zu Seng¬

warden am 18. Octobcr 1836 „nur ein unbewaffnetes

Gefolge bei sich hatte" — und in Note 26 wird „einigen

Vertheidigern" des Grafen Gustav Adolph Bentinck ein Vor¬

wurf daraus gemacht, daß sie, des Inhalts des Jenaer Nrthcils

ungeachtet, immer wieder auf jene grundlose Anschuldigung ver¬

suchter Gewalt zurückkommen. Es ist sehr bedauerlich, daß das

Gutachten es nicht verschmäht, einen solchen Vorwurf auszusprechen,

ohne im Stande zu sein, ihn anders, als durch die Unter¬

drückung der vollen Wahrheit zu begründen. Aus dem Je¬

naer Urtheil nämlich, auf derselben Seite 168, von welcher

es dem Verfasser des Gutachtens nur beliebt hat, die letzten

Zeilen abdrucken zu lassen, ist aber ersichtlich, daß das auf

Wagen herbeigefahrcnc „Gefolge" des Herrn Grafen Karl

Bentinck aus 49—50 Menschen bestand; sodann heißt es auf

derselben Seite des Jenaer Urtheils:

„damit stimmen auch die übrigen vernommenen Zeugen im

„Wesentlichen übcrein, und bestätigen noch, daß wenigstens

„einige von den Begleitern des GrafcnKarl Anton Ferdi¬

nand von Bentinck sowohl am 16., als 18. Octob'er mit

„Waffen, als: Flinten, Büchsen, Hirschfängern

„versehen gewesen seien."

Nun folgt erst die Stelle, welche der Verfasser des

Gutachtens mitgctheilt hat, wonach es allerdings damals am

18. Octobcr zu keiner Anwendung von Gewalt gekommen ist.

Von dem Versuche eines gewaltsamen Eindringens zu Knip-

hauscn am 16. Octobcr 1836 aber, welchen das Jenaer

Urtheil, nach der Zeugen Aussagen, zwei Seiten zuvor, Seite

166, beschrieben hat, schweigt das Pozl'sche Gutachten
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gänzlich. Ebenso verschweigt es, daß der Entscheidungsgrnnd

des Jenaer Erkenntnisses, warum es die römische im vecretum

vivi illurci angedrohte Privatstrafe des Verlustes des Rechtes

selbst nicht aussprach, nicht darin beruht, daß keine Gewalt

ausgeübt worden (denn dies wäre als widcrsprochcne Thatsachc

mindestens zum Beweise auszusetzen gewesen) — sondern daß

es überhaupt die römische Privatstrafe des vecretum vivi Zlmci

nicht mehr für praktisch betrachtete, und überdies dieselbe da

nicht für zulässig hielt, wo eine gewaltsame Besitzergreifung

zwar versucht, aber nicht durchgeführt worden sei! (Jenaer

Urtheil S. 178). Es möchte auch hier wieder nicht ohne

große Wahrscheinlichkeit angenommen werden dürfen, daß der

Herr Verfasser des Gutachtens sich lediglich an eine vom

Partheistandpunktc aus zugeschnittene Speeles t'actl gehalten

habe, ohne die Aktenstücke selbst näher anzusehen.

§ 15.

Der Bundesbcschluß vom 12. Zunt 1815 über den hohen Adel und die Eben¬

bürtigkeit der Familie Bcntinck , und der BnndeSbcschluß vom 12. Mai

1853 , die Publication des ersteren betreffend.

Die nächste Veranlassung, Schritte bei der hohen Bundes¬

versammlung zu thun, fanden die Herren Söhne des Grafen

Johann Karl Bcntinck darin, daß das Jenaer Urtheil unter

anderem einen Grund für seine Entscheidung auch daher genom¬

men hatte, daß es die Familie Bentinck als nicht zum hohen

Adel gehörig betrachtete. Es wurden daher von Seiten der

drei Söhne des Träfen Johann Karl Bentinck unter dem

29. März und 23. Mai 1843 gemeinschaftliche Eingaben an

die hohe Bundesversammlung gerichtet, um von dieser die

Anerkennung des hohen Adels der Familie Bentinck zu erwir¬

ken, nachdem ein Versuch, eine solche Anerkennung durch den

jüngst verstorbenen Großherzog von Oldenburg zu erhalten,

mißlungen war.

Es gelang auch endlich den Neclamanten, obwohl unter

fortwährendem Widerspruche von Oldenburg, einen, jedoch nur
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durch Stimmenmehrheitgefaßten, Bundesbeschlußvom 12. Juni
1345 zu erwirken,*) des Inhalts:

1) „die Bundesversammlung erklärt, daß der gräflichen
Familie Bentinck nach ihrem Standcsverhältnissc zur Zeit des
deutschen Reichs die Rechte des hohen Adels und der Eben¬
bürtigkeit im Sinne des Art. 14 der deutschen Bundcsactc zu¬
stehen."

2) „Dieser Beschluß ist öffentlich bekannt zu machen und
den drei Grafen Wilhelm Friedrich Christian, Karl
Anton Ferdinand und Heinrich Johann Wilhelm
von Bentinck in Erledigung ihres Gesuches vom 29ten
März und 23. Mai 1343 mitzutheilen."

Dieser Bundesbeschlußwurde von Oldenburg in der Herr¬
schaft Kniphausen am 20. Mai 1847 publicirt und auch in
derselben Zeit dem Oberappcllationsgerichtezu Oldenburg insi-
nuirt. Da aber Oldenburg diesen Bundesbeschluß nicht im Groß¬
herzogthum publicirte, und auch mehrere andere Bundesregie¬
rungen, namentlich die meisten von jenen, welche diesem Beschlüsse
nicht zugestimmt hatten, gleichfalls die Pnblication unterließen,
so wurde auf Andringen der Reclamanten durch einen Bundes¬
beschluß vom 12. Mai 1853 abermals nur durch Stimmen¬
mehrheit**) die Vornahme der Pnblication des Bundesbe-

Außer Oldenburg und dcn anderen in der fünfzehnten Stimme stehen¬

den Staaten stimmten dagegen Bayern, Königreich Sachsen, Baden und Kur-

hcssen.

^) Dagegen stimmten Bayern, Würtcmberg (dieses obwohl cS auf

Bitten der Bentinck'schcn Agnaten den Bundesbeschluß vom 12. Juni 1845

selbst schon freiwillig publicirt hatte), Baden, die grvßhcrzoglichcn und herzog¬

lich sächsischen Häuser und Oldenburg. Der großhcrzoglich Hcssen-Darm-

städtische Hr. BundeStagbgcsandtc und der dänische (für Holstein und Laucn-

burg) befanden sich ohne Instructionen. — Obschon hiernach die Ansichten

der hohen Bundesregierungen selbst über die Frage, ob eine allgemeine

Publication des VundcsbcschlusscS vom 12. Juni 1845 statthaft oder zweck¬

mäßig sei, sehr verschieden waren, so soll doch über diese Frage hier nicht

Wetter gehandelt werden, da diese Publication für die hier zu erörtende» Rechts¬

fragen völlig gleichgültig ist. Schon das , daß für die Publication Regie¬

rungen stimmten, welche gegen dcn Bundesbeschluß vom 12. Juni 1845 selbst



schlusscs vom 12. Juni 1315 verfügt, und den Bundesgliedern

aufgegeben, innerhalb drei Monate der Bundesversammlung

die Anzeige von der vollzogenen Publication zu machen. Von

dem Oldenbnrgischcn Herrn Bundcstagsgcsandtcn wurde seiner

hohen Regierung weitere Erklärung ausdrücklich vorbehalten.

Nachdem die Herren Reklamanten die Anerkennung des hohen

Adels der Familie Bcntinck durch den Bundesbeschluß vom

12. Juni 1315 erreicht hatten, entwickelten sie eine neue Art

von Thätigkeit für ihre Interessen. Abgesehen von dem Ein¬

flüsse, welchen der Herr Kläger diesem Bundesbeschlusse in

dem von ihm betriebeneu Rechtsstreite von den Gerichten bei¬

gelegt zu wissen wünscht — wovon hier nicht zu handeln ist —

suchten die beiden jüngcrn Brüder des Klägers dem

Bundesbeschlusse vom 12. Juni 1815 noch eine besondere

Auslegung zu geben, und stellten seit dem August 1317 selb¬

ständige Anträge bei der Bundesversammlung, wodurch sie

unter dem Titel einer Vollziehung dieses Bundcsbeschlnsscs ein

unmittelbares Einschreiten der Bundesversammlung in der Art

zu erwirken suchten, daß sie, gestützt auf ihre Eigenschaft als

Agnaten, auf eine Ausweisung des dermaligen Besitzers von

Knip Hausen aus der Regierung dieses Landes und „die

Wiederherstellung der rechtmäßigen Regierung

in Kniphauscn" beantragten. Es kam aber zu keinem

Beschlüsse über diesen Antrag in der Rcclamationscommission —

(in welcher sich jedoch nach Angabe des Gutachtens S. 25,

Eingaben der Herren Reklamanten bei der hohen deutschen Bundesversamm¬

lung seit August 1817. Der Erlaß der provisorischen Ccntralgcwalt
vom 8. November 1349.

gestimmt hatten, während andere gegen die Publication stimmten, die für

den gedachten Bundcsbeschluß gestimmt hatten, beweist, daß jedenfalls das

die übe rein sti mm en d e Ansicht aller Bundesregierungen war, daß durch

die Publication der Kraft und Bedeutung des BundcsbcschlusscS v, 12. Juni

1845 an sich weder etwas zugesetzt noch entzogen werden sollte.
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der Referent, Freiherr von B l i t t e r s d o r ff, für das Ge¬

such der Reclamanten günstig ausgesprochen haben soll) — da

1848 die bekannten Ereignisse eintraten, welche alsbald die

Thätigkcit des Bundestages vollständig hemmten. Als aber

eine provisorische Ccntralgcwalt in der Person des Rcichsver-

wescrs Erzherzogs Johann von Oesterreich eingesetzt worden

war, suchten die Reclamanten bei derselben einen Bescheid über

ihr an die Bundesversammlung im August 1347 gestelltes Gesuch

nach und erwirkten auf einen Bericht des damaligen Rcichs-

justizministcrs Detmold hin am 8. November 1849 einen

Erlaß, worin erklärt wurde, daß die aus der Verbindung

des Grafen Wilhelm Gustav Friedrich Bentinck mit Sara

Margaretha Gerdes entsprossene Descendcnz als der Fa-

milicnrcchte des gräflich Bcntinck'schen Hauses untheilhaftig

und daher als unfähig zur Erbfolge und Regierung in der

Herrschast Kniphausen zu betrachten sei, und die großher¬

zoglich oldenburgische Regierung ersucht werde, in Gcmäßheit

dieses Beschlusses das Geeignete zur Herstellung der rechtmäßi¬

gen Regierung in Kniphausen zu veranlassen.

8 17.

Vergebliche Schritte der Herren Reclamanten bei der provisorischen BundcS-

ccntralcommission. Die königlich preußische Instruction

(pr. 29. April 1S50).

Somit hatten die Reclamanten eine Erklärung einer poli¬

tischen Autorität erreicht, wie es bisher ihr eifrigstes Bemühen

und ihr heißester Wunsch gewesen war sie zu erreichen. Zur

wirklichen Vollstreckung kam aber der Erlaß der provisorischen

Centralgewalt nicht; auch bei der an ihre Stelle getretenen

provisorischen Bundcsccntralcvmmission konnten die

Reclamanten „trotz aller Bemühungen" die ersehnte Vollstreckung

nicht erreichen. Vielmehr ergibt sich die Ansicht der königlich

preußischen Regierung, welche bekanntlich die Herren Reclaman¬

ten bei der Bewerbung um die Anerkennung ihres behaupteten

hohen Adels bei der Bundesversammlung sehr warm unterstützt

hatte, ganz deutlich und bestimmt aus einer am 29. April 1859

3
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zu den Acten gekommenen Instruction für die beiden königlich
preußischen Commissaricn, welche lautet:
„g) Königlich preußischerSeits kann die l). Bundcscommis-

„sion zur Vollziehungdes von der vormaligen provisorischen
„Centralgewalt unterm 8. November v. I. gefaßten Beschlusses
„schon deßhalb nicht für berufen erachtet werden, weil die¬
selbe damals nicht mehr als eine allgemein aner¬
kannte bestandenhat. Es wird vielmehr

,,b) im Anschluß an das Votum des Herrn Referenten in der
„Justizabtheilung vorgeschlagen,in einer an die Reklaman¬
ten zu richtenden Eröffnung auszusprechen,daß von Bun-
„deswegen nur Derjenige als zur Ausübung der Lan¬
deshoheit über die Herrschaft Kniphauscn befugt
„könne anerkannt werden, welcher nach dem Bundesbeschlussc
„vom 12. Juni 1345 und nach dem 14. Artikel der Bundes¬
weit als zur Familie Benrinck gehörig entweder noto¬
risch und unbestritten zu betrachten, oder an
„kompetenter Stelle dafür erklärt sei, zugleich
„aber ihnen erkennen zu geben, die Kommission könne
„die verlangte materielle Entscheidung gegen den
„faktischen Besitzer nicht fällen und müsse vielmehr
„den Reklamanten überlassen, inwiefern sie die Frage:

„ob Seine königliche Hoheit der Großherzog von Olden-
„burg an der Stelle von Kaiser und Reich die Frage
„über die angebliche Mißheirath des Vaters des
„sactischen Besitzers und die Sncccssionsfähigkcit
„des Letztem zu entscheiden habe? in Gcmäßheit des
Artikels VII. des Berliner Abkommens vom 8. Juni 1825
„vor das Obcrappcllatiousgcricht zu Oldenburg bringen
„wollten oder nicht."

Es ist diese königlich preußische Instruction um so bcmer-
kenswerthcr, als daraus erhellt, daß alle jene Gründe, welche
die Herren Reclamantcn und deren Wortführer nunmehr als
ganz neuerlich erdacht und ausgeführt darstellen wollen,
schon im Dcccmber 1849 bei der damaligen provisorischen Bun-
dcscommission vorgetragen worden waren, und daß die königlich
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preußische Regierung dieselben in ihrem Unwerthe schon voll¬

kommen richtig erkannt und die Bedeutungslosigkeit derselben

förmlich ausgesprochen hat.

§ 18.
Ncuc Schritte der Herren Reklamanten bei der wiederhergestelltendeutschen
Bundesversammlung. Ihre Eingabe vom 18. Juni 1851 und der Nachtrag

vom 26. Juli 1851. Aufgabe und Jdccngang des Pözl'schcn Gutachtens.

Seitdem nun der Bundestag wieder in das Leben ge¬

treten ist, suchen die Herren Reclamantcn, nicht im Mindesten

belehrt durch die vortreffliche Motiviruug der eben erwähnten

königlich preußischen Instruction, die h. Bundesversammlung

auf alle Weise zu dränge», den Beschluß der provisorischen

Centralgcwalt vom 8. November 1849 zu vollstrecken, oder

selbst einen Beschluß gleichen Inhalts zu fassen. Insbesondere

wurde der h. Bundesversammlung durch den Dr. E. A. Ta-

bor zu Frankfurt am Main eine vom 18. Juni 1851 da-

tirte Anrufung und Bitte Namens der Reichsgrafen Karl An¬

ton Ferdinand und Heinrich Johann Wilhelm von

Bcntinck, die Herstellung der rechtmäßigen Regierung in

der Herrschaft Knip Hausen betreffend, und am 26. Juli

1851 ein Nachtrag hierzu übergeben. Die rechtliche Begrün¬

dung der dcßfallsigcn Anträge soll nun insbesondere das unter

der Acgide der Namen der Herren Professoren Pvzl und

Bluntschli veröffentlichte Gutachten beschaffen.

Die Grundgedanke», welche dieses Gutachten auszuführen

und zu rechtfertigen übcrnomipeu hat, die sich aber im Wesent¬

lichen schon in den oben gedachten Eingaben des Herrn Dr. Ta-

bor an die h. Bundesversammlung finden, sind folgende:

1. Durch den Bundcsbeschluß vom 12. Juni 1845 sei der hohe

Adel der Familie Bcntinck festgestellt; hieraus folge von selbst:

2. Daß der gegenwärtige factische Besitzer, da er von einer

dem Bauernstande entsprungenen Mutter geboren sei, als in

notorischer Mißheirath erzeugt erachtet werden müsse und daher

in die Regierung von Kniphausen nicht succedircn könne.

Das Gutachten behauptet zwar auch S. 29, daß der Graf Gustav
Adolph Bcntinck vor der Ehe erzeugt, und erst durch nachfolgende

3 «
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3. Die Ansprüche, welche die Reklamanten aus die „Wie¬

derherstellung der rechtmäßigen Regierung" erheben, seien keine

Privatsache, sondern eine Sache des öffentlichen Rechtes,

folglich :

4. Seien in derselben nicht die Gerichte, sondern nur eine

politische Autorität befugt, hierüber den entscheidenden Aus¬

spruch zu thun.

5. Ein solcher Ausspruch habe auch schon zur Zeit des

deutschen Reiches nicht von den Reichsgerichten, sondern nur

von dem Kaiser allein geschehen müssen, und hätte überdies

in gar keinem andern, als in einem den Rcclamanten günstigen,

Sinne geschehen können.

6. Nach dem Berliner Abkommen vom 8. Juni 1325 sei

der Großhcrzog von Oldenburg an der Stelle des ehemaligen

deutschen Kaisers zur Erthcilung eines solchen den Rcclaman¬

ten günstigen Ausspruches verpflichtet gewesen.

7. Da der Großherzog von Oldenburg sich dessen gewei¬

gert habe, so sei die Befugnis? zur Erthcilung eines solchen

Ausspruches sofort der Bundesversammlung zugewiesen.

8. Dieser Ausspruch liege schon iinplicite in dem Bundes-

beschlussc voin 12. Juni 1845, es handle sich also nur noch um

dessen Vollziehung.

9. Diese Vollziehung sei die provisorische Ccntralgewalt

anzuordnen befugt gewesen und habe sie materiell und formell

rechtsgültig angeordnet.

19. Daher sei auch die Bundesversammlung ebenso be¬

rechtigt als verpflichtet, den bereits von der provisorischen Ccn¬

tralgewalt im Erlasse vom 8. November 1849 angeordneten

Ehe lcgitimirt worden sei, und findet auch hierin einen Grund seiner
Succcssionsunfähigkeit in Bezug auf Knip Hausen, Da aber das Gut-
achten ebendaselbst erklärt, auf die materielle Seite des Bentinck'schc»
Succcssionöstrcitcs nicht weiter eingehen zu wollen, und da eö sich nament¬
lich über die Frage, in wie ferne per subsequens matrimoniuin legiti-
msti snccessionSfähigin eine Landesregierung find, nicht weiter verbreitet,
so war auch für diese Schrift keine Veranlassung gegeben, diesen Punkt zu
erörtern.
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Vollzug zu vollstrecken, oder den gleichen Vollzug selbständig

zu beschließen.

Die Unrichtigkeit der Voraussetzungen, sowie die Unrich¬

tigkeit der hierauf gebauten Argumentation selbst wird sich aber

unschwer nachweisen lassen.

Rechtliche Beurtheilung.

i.

Nachweis der Unrichtigkeit der Voraussetzungen des Pözl-
schen Gutachtens; insbesondere Nachweis des wahren

Sinnes des Bundesbeschlusseö vom 12. Juni 1845.

8 19.
t) Vorbemerkung. VcrhWiliß der nachstehenden Erörterung zur Frage

nach der Competcnz der h. Bundesversammlung überhaupt.

Die Grundlage und den Angelpunkt, um welchen sich die

jenseitige Ausführung bewegt, und mit welchem sie allein

schon vollständig fällt, sowie dessen Unrichtigkeit nachgewiesen

ist, bildet der Bundesbeschluß vom 12. Zuui 1845. Alles hängt

von der Frage ab: was hat die h. Bundesversamm¬

lung durch diesen Bnndcsbeschluß wirklich aus¬

gesprochen?

Obschon es hier als eine höchst einflußreiche Vorfrage be¬

trachtet werden muß, ob die h. Bundesversammlung überhaupt

nach den Grundgesetzen des deutschen Bundes befugt und kom¬

petent war, einen Beschluß des Inhalts, daß der Familie Ben¬

tin ck der hohe Adel nach ihremStandcsverhältuisse zur Zeit des

Reiches zustehe, durch bloße Stimmenmehrheit zu fassen;

obschon diese Frage von Oldenburg und mehreren andern Bun¬

desregierungen fortwährend verneint wird und nach den po¬

sitiven Grundlagen des deutschen Bundesrechtes nur ver¬

neint werden kann, und obschon die an anderen Orten für
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